
Recht 

Demokratische ec te i An pruc genomme 
Radikalenerlass: Vor 40 Jahren trat der Erlass in Kraft, der Gesinnungsschnüffelei durch 

den Verfassungsschutz und Berufsverbote zur Folge h tte. Helmut Vogel befragte zwei Be­

troffene: Harald Schwaderer und Klaus Lipps. 

Hom/d Schwoderer 

Harald Schwaderer entdeckt sich
 
und seine eschichte in einem
 
Walser-Roman:
 
,Tübinger Student erfolgreich wie
 
noch nie, bis der Oberschulamts­

präsident Weiß am 1. 2. 1974 be­

findet: Das berschulamt sieht
 
sich nicht in der Lage, Sie, Ewald
 
Kainz, einzustellen. Zweimal in
 
die DDR gerei t, Spartakus-Kandi­

dat bei den Wahlen zum Großen
 
Senat der Universität. Die Zweifel
 
an Ihrer VerClssungstreue können
 
auch durch Ihre Erklärung, jeder­

zeit für die freiheitliche demokrati­

sche Grundordnung einzutreten,
 
nicht zerstreut werden. Olm Ef­

fekt, dass Eltern und Kinder de
 
Mössinger Q1ensted t-Gymnasi­

ums für den Studienreferendar
 
Ewald Kainz ans Kultusministe­

rium schrieben, weil er doch über
 
das Erwartbare und Verlangbare
 
hinaus Lehrer, ein sehr beliebter
 
Lehrer gewesen ei. Was hat er alles
 
mit der Musik-AG hervorgebracht.
 
Nein danke. Der Präsident Weiß
 
vom Oberschulamt in Tübingen
 
hat allein das Sagen. Und der sagt:
 
Nein. Postboten Lehrer und ande­

re nach Paragraph 6, Abs. i, Nr. 2,
 
LBG. Das war's. (Martin Walser:
 
"Muttersohn", Hamburg 2011, S.
 
190)
 
Erfunden in dieser Passage des Ro­

mans ist nur der Name Ewald
 
Kainz. Alles andere deckt sich weit­

gehend mit den Fakten eines klassi­

schen Berufsverbotsfalls. Nachzu­

lesen in alten Akten und früheren
 
Dokumentationen. Ewald Kainz
 
ist Harald Schwaderer, der in Tü­

bingen lebt.
 
Helmut Vogel: Wie fühlst du
 
dich als Romanheld eines Groß­

schriftstellers?
 
Harald Schwaderer: Zunächst
 
fühlte ich mich ziemlich geschmei<­

chelt. Aber inzwischen ist mir das
 
fast peinlich. Schließlich tauge ich
 
weder zum politischen noch zum
 
Roman-Helden. Letzterer ist übri­

gens ein ziemlich verrückter, kran­

ker Typ, der sich nach zwei oder 
drei Anläufen schließlich erfolg­
reich da' Leben nimmt. Mit mei­
nem L ben hat das überhaupt 
nichts zu tun. Ich war nie lebens­
müde. Man kann aus dieser klei­
nen Parallele höchstens herausle­
sen, dass der Roman-Autor Walser 
mindestens genauso so oft nach 
dem Zufall-Erinnerungsprinzip ar­
beitet wie bei anderen Men chen 
auch. 
VogeJ: Na ja, immerhin ist die 
Übersetzung des Buches in China 
geplan t. 
Schwaderer: Einem chinesischen 
Leser kann die Berufsverbotsge­
schichte eines kommunistisch den­
kenden Lehrers in der BRD von 
vor 40 Jahren ziemli h egal sein, 
der hat heute andere Probleme, ge­
nauso die heutigen deutschen 
Junglehrer/innen. 
Vogel: Du bist jetzt Rentner. Wie 
hast du in den vergangenen Jahr­
zehnten dein Geld verdient und 
wie hoch ist deine Rente heute? 
Schwaderer: Ich hat e damals 
ziemlich viel Glück im Unglück: 
Nach 4 Jahren Rum-Jobben wurde 
ich an einer Privatschule angestellt. 
Als Rente bekomme ich heute 
1.300 Euro, abzüglich des Kran­
kenkassenbeitrags fürs Dazu-Ver­
dienen als Musiklehrer, was mir 
immer noch großen Spaß macht. 
Vogel: 1st dein Berufsverbot heute 
für dich ein abgeschlossenes Kapi­
tel oder kommt dir noch die alle 
hoch? 
Schwaderer: in abgeschlossenes 
Kapitel? In persönlicher und be­
ruf1icher Hinsicht: ja, politisch ge­
sehen jedoch nein! Manches geht 
mir einfach nicht aus dem Kopf. 
1977 bescheinigte eine Zweidrittel­
Mehrheit des konservativen Tü­
binger G meinderats mir als kom­
munistischem Stadtrat ein ein­
wandfreies demokratisches Verhal­
ten, was die CDU durch einen 
Fraktionsbeschluss noch zu ver­
hindern suchte. Für die Richter des 

Verwaltungsgericht Mannheim 
war da allerding nur ein Fetzen 
Papier. ie diffamierten und diskri­
minierten mich als gefahrlichen 
Funktionär einer angeblich verfas­
sLlngsfeindlichen Partei, der DKP, 
was sie ja nachweislich gar nicht 
war, und ließen mich mit meiner 
Klage gegen das Land abblitzen. 
Nur ein verantwortlicher Politiker 
hat sich in späteren Jahren für die 
damalige Demokratel1hatz ent­
schuldigt, das war Willy Brandt. 
Für die anderen war die politische 
Rehabilitation der vom Berufsver­
bot Betroffenen und natürlich erst 
recht die materielle En chädigung 
fur jahrzehntelang erlittenes Un­
recht einfach ein Fremdwort. 
Vogel: Klaus Lipps, du bist pen­
sionierter Gymnasiallehrer aus Ba­
den-Baden. Dir gelang es, auf dem 
Rechtsweg und mit massiver 
Unterstützung von Kolleginnen 
und Kollegen dei.ne EinsteLlung in 
den chuldienst zu erzwingen. 
Kannst du uns in aller Kürze sa­
gen, was aus diesem AnJass, vor al­
lem auch in der GEW, gelaufen 
. ,
1st. 

Klaus Lipps: Da reicht der Platz 
nicht aus. leh will trotzdem vor­
ausschicken, dass die ersten Über­
legungen für Aktionen an di em 
Tisch hier in Baden-Baden von Be­
troffenen des Radikalenerlasses an­
gestellt worden sind. Wir haben 
eine Erldärung - "40 Jahre Berufs­
verbot - Betroffene fordern: end­
lich Aufarbeitung und Rehabilitie­
rung" - verfasst, die von 260 ehe­
mals betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen unterzeichnet wurde. Im 
Lauf des Jahres gab es zahlreiche 
Veranstaltungen auf Bundes- und 
Länderebene. Hervorheben möch­
te ich die Veranstaltung der Bun­
des-GEW in Göttingen im März, 
in der der GEW-Hauptvorstand 
den Radikalenerlass und die Be­
rufsverbote als eine politisch und 
rechtsstaatlich falsche Entschei­
dung mit verhängnisvollen gesell-
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Helmut Vogel (links) und Klaus Lipps (rechts) im Gespräch. 

schaftlichen Folgen bewertet hat.
 
Ganz wichtig ist rur uns Betroffe­

ne, dass die GEW sich bei den Po­

litikern dafür einsetzen will, dass
 
wir rehabilitiert werden und ein
 
Konzept für En tschädigungsleis­

tungen vorgelegt wird.
 
Vogel: Was meint ihr mit Rehabi­

litierung?
 
Lipps: Wir haben die im Grundge­

setz verankerten demohatischen
 
Rechte in Anspruch genommen
 
und haben uns für Alternativen
 
zum kapitalistischen Wirtschafts­

und Gesellschaftssystem stark ge­

macht. Damit lagen wir übrigens,
 
und das ist schon eine Ironie der 
Geschichte, voll auf der Linie der 
CDU. Allerdings der CDU der 
unmittelbaren Nachkriegszeit. In 
ihrem Ahlener Programm von 
1947 heißt es, dass das kapitalisti­
sche Wirtschaftssystem den staat­
lichen und sozialen Lebensinteres­
sen des deutschen Volkes nicht ge­
recht geworden sei. Diese Erkennt­
nis hat die CDU als Partei des Kal­
ten Kriegs über Bord geworfen. 
Aus dem Blickwinkel der Adenau­
er-CDU war die CDU des Ahle­
ner Programms eine radikale, ver­
fassungswidrige Partei. Wir haben 
uns, wie die CDU von 1947, für 
eine "Neuordnung von Grund aus" 
eingesetzt und sind dafür mit Be­
rufsverboten bestraft worden. Diese 
Geschichte muss von der Politik 
ernsthaft und scbleunigst aufgear­
beitet werden und am Ende muss 
unsere Rehabilitierung stehen. 
Vogel: Ist die Entschädigungsfrage 
heute noch wichtig? 
Lipps: Absolut! 1995 hat der Eu­
ropäische Gerichtshof für Men­
schenrechte in Straßburg die Be­
rufsverbotspraxis in der Bundesre­

publik als Verstoß gegen die 
Grundrechte auf Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit gerügt. Nach 
meinem Recbtsverständnis müs­
sen Menschen, die durch unrecht­
mäßiges Handeln des Staates ekla­
tante materielle Nachteile erlitten 
haben, entschädigt werden. Das 
heißt, dass jetzt jeder Einzelfall ge­
prüft werden muss. 
Vogel: Viele der heute in der 
Schule und in der GEW aktiven 
Kolleginnen und Kollegen haben 
die Berufsverbote gar nicht mehr 
miterlebt. Für die Aufmerksamen 
war der jüngste Fall von Michael 
Csaszkoczy aus Heidelberg ein 
letztes Wetterleuchten aus grauer 
Vorzeit. Das war's dann. Ist der Ra­
di.kalenerlass heute nur noch ein 
Thema für die Betroffenen und für 
die Historiker? 
Lipps: Für die jungen Leute ist das 
Geschichte. Das heißt aber nicht, 
dass dieser Teil der Geschichte ab­
gelegt werden darf wie ein altes 
Aktenbündel. Radikalenerlass und 
Berufsverbote, Gesinnungsschnüf­
felei durch den Verfassungsschutz 
(dessen Einäugigkeit sich in jüng­
ster Zeit auf skandalöse Weise er­
wiesen hat), Kriminalisierung von 
politisch Andersdenkenden gehö­
ren zur Gescnicnte der Bundesre­
publik wie beispielsweise auch die 
Ostverträge, die Wiedervereini­
gung oder auch die Wandlung der 
Bundeswehr von einer reinen Ver­
teidigungsarmee zu einer weltweit 
agierenden Truppe. Allesamt TIle­
men für den Gemeinschaftskun­
deunterricht. Ich gehe noch wei­
ter: Wer garantiert uns, dass in ei­
ner Situation, in der immer offen­
kundiger wird, dass der heutige 
Kapitalismus, den Interessen der 
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Menschen nicht gerecht wird, Poli­
tiker nicht wieder in Versuchung 
kommen könnten, Radikale, die 
sich für eine "Neuordnung von 
Grund aus" stark machen, zu ver­
folgen? Wir und insbesondere 
auch die jungen Menschen müssen 
alles dafür tun, dass die selbstver­

<i	 ständliche und konsequente Wahr­
! nehmung unserer demokratischen 
j	 Rechte zum festen Bestandteil der 
9	 politischen Kultur wird. 
~	 Vogel: Ich habe gelesen, dass du 

lange Zeit vor deinem Austritt aus 
der DKP mit der Partei innerlich 
gebrochen hast, und trotzdem 
nicht austratst. Bei Harald Schwa­
derer war es ähnlich. In einem 
Nachruf auf den britischen Histori­
ker Eric Hobsbawm berichtet die 
Süddeutsche Zeitung vom 2. Okt­
ober, dass Hobsbawm, obwohl er 
den sowjetischen Einmarsch in Un­
garn 1956 scharf kritisierte und ein 
ausgewiesener Gegner Stalins war, 
nicht aus der britischen Kommu­
nistischen Partei austrat. Er sagte, 
dass er nicbt den Verdacht aufkom­
men lassen wollte, er sei aus Karrie­
regründen eingeknickt. Wie erklärst 
du dein Verbleiben in der DKP 
über den inneren Bruch hinaus? 
Lipps: Das war bei mir ganz ähn­
lich. Es war für mich damals eine 
Frage der Ehre, nicht alls der DKP 
auszutreten. Ich. wollte auf keinen 
Fall, dass der Eindruck entsteht, 
ich würde vor den Schnümern 
und Berufsverbots-Politikern el11­
knicken. 

Vor 40 Jahren - im Jahr 1972 ­
ist das "Verwaltungsabkommen 
über die Verfassungstreue von 
Angehörigen des Öffentljchen 
Dienstes", bekannt unter dem 
Namen Radjkalenerlass, in 
Kraft getreten. Verantwortlich 
waren für die Bundesländer die 
Ministerpräsidenten und für 
den Bund der damalige Bundes­
kanzler Willy Brandt. 1973 
übernahm der damalige Baden­
Württembergische Innenminis­
ter Schieß den Radikalener-Iass 
ins Landesrecht ("Schieß-Er­
lass") und startete vor der Über­
nahme von Bewerbern in den 
Staatsdienst die "Regelanfrage" 
beim Verfassungsschutz. 

Zum Weiterlesen: 
www.gew.deIAuf­
muepfig_uner­
wuenscht_oder_ver­
bohrt.hcml 
www.gegen-berufs­
verboCe.de 
www.berufsverbote.de 

Helmut Vogel war bis 
2007 Landesvorsit­
zender der GEW­
Fachgruppe Gymna­
sien. In den 70er­
Jahren war er als 
Mitglied im Spre­
cherrat der Referen­
dare am Studiense­
minar Stuttgart an 
den landesweiten 
Protesten gegen die 
Schniiffe/ei des Ver­
fassungsschutzes 
und gegen die Be­
rufsverbote beteiligt 
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